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Vorwort 

Mit der Vereinbarung zwischen dem Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitalisie-
rung und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen (MWIDE), dem Ministerium für Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen 
(MULNV) und der RAG Aktiengesellschaft (RAG) von Februar 2020, wird die Errich-
tung und Durchführung eines integralen Monitorings für den Grubenwasseranstieg 
im Steinkohlenbergbau in Nordrhein-Westfalen beschlossen. 

Im Folgenden wird das Konzept des integralen Monitorings vorgestellt. Da das Moni-
toring ein Prozess ist, wird es sich fortlaufend weiterentwickeln. Das Konzept wird bei 
Bedarf der Entwicklung des Monitorings angepasst. 

Dortmund im August 2020 
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1 Veranlassung 

Mit der Einstellung des Steinkohlenbergbaus in 
Nordrhein-Westfalen zum Ende des Jahres 
2018 erfährt auch das Wasserhaltungssystem, 
welches zur Trockenhaltung der Bergwerke ein-
gerichtet wurde, Veränderungen. Hierzu hatte 
die RAG Aktiengesellschaft (im Folgenden: 
RAG) bereits im August 2014 ein „Konzept zur 
langfristigen Optimierung der Grubenwasserhal-
tung der RAG Aktiengesellschaft für Nordrhein-
Westfalen" (im Folgenden „Grubenwasserkon-
zept“ genannt) vorgelegt. 

Zielrichtung der planerischen Umsetzung des 
Grubenwasserkonzepts ist in erster Linie die Zu-
sammenfassung von Grubenwasserprovinzen 
mit untertägigem Durchfluss der Grubenwässer 
im Hinblick auf die Entlastung der Vorfluter, ins-
besondere der Emscher. Die Zielgrubenwasser-
stände werden vor allem unter der Prämisse des 
Schutzes der Tagesoberfläche (Bodenbewegun-
gen, Gasaustritte) gewählt und um einen ausrei-
chenden Sicherheitsabstand zu den nutzbaren 
Trinkwasservorkommen zu erhalten. 

Die zentralen Optimierungsmaßnahmen sind: 

• Neuordnung der Zentralwasserhaltungspro-
vinzen durch Stilllegung und Zusammenle-
gung einzelner Zentralwasserhaltungen, 

• Anheben des Pumpniveaus und 

• Umbau von Grubenwasserhaltungen zu 
Brunnenbetrieben. 

Hierzu sollen langfristig die Wässer der ehema-
ligen Bergwerke im westlichen Ruhrgebiet am 
Standort Walsum gehoben und in den Rhein ge-
leitet werden. Dazu wurden die Wasserprovin-
zen der stillgelegten linksrheinischen Bergwerke 
sowie Walsum zur Grubenwasserprovinz „West“ 
zusammengefasst. Der Standort Walsum ist be-
reits auf Brunnenbetrieb umgestellt und pumpt 
seit Juni 2016 im Regelbetrieb das Grubenwas-
ser der Wasserprovinzen Walsum und Wehofen 
in den Rhein. Gegenwärtig ist die Neuerteilung 
der UVP-vorprüfungspflichtigen wasserrechtli-
chen Hebe- und Einleiterlaubnis für das geho-
bene Grubenwasser in den Rhein in Vorberei-

tung um nach Abschluss des Grubenwasseran-
stiegs in der Wasserprovinz West das Gruben-
wasser von dort zu übernehmen. 

Für das mittlere Ruhrrevier ist nach Einstellung 
der Wasserhaltungen Fürst Leopold und Au-
guste Victoria sowie nach der Beendigung der 
Grubenwasserhebung auf dem Bergwerk Pros-
per Haniel die sukzessive Stilllegung der 
Zentralwasserhaltungen Carolinenglück, Zoll-
verein, Amalie und Concordia vorgesehen. Das 
Einstellen der Grubenwassereinleitungen in die 
Emscher ist eine wesentliche Voraussetzung für 
den Erfolg des Emscherumbauprojekts und trägt 
zur Erreichung der Ziele der Wasserrahmen-
richtlinie im Zeitraum 2021 bis 2027 bei. Durch 
den Grubenwasseranstieg entsteht eine neue 
Wasserprovinz „Mitte''. Die Grubenwässer Caro-
linenglück, Zollverein, Amalie sollen über den 
Standort Lohberg ab ca. 2030 und die Gruben-
wässer Concordia ab ca. 2023 über den Stand-
ort Walsum in den Rhein eingeleitet werden. Die 
Wasserhaltungsstandorte Carolinenglück 2/3, 
Zollverein2/12, Amalie und Concordia 2/6 wer-
den zu Sicherungsstandorten umgebaut. Die 
ehemaligen Wasserhaltungsstandorte Fürst Le-
opold 1/2 und Auguste Victoria 3/7 sind bereits 
zu Sicherungsstandorten umgebaut worden. 

Im östlichen Ruhrrevier sollen die am Standort 
„Haus Aden" gehobenen Grubenwässer weiter 
in die Lippe eingeleitet werden. Der Abschluss-
betriebsplan für den Untertagebereich der zent-
ralen Wasserhaltung „Ost“ ist zugelassen. Die 
bestehende wasserrechtliche Erlaubnis für das 
Heben von Grubenwasser am Standort Haus A-
den läuft Mitte 2021 aus. Hier sind ein temporä-
res Abstellen der Wasserhaltung und eine Wie-
derinbetriebnahme nach Anstieg auf das Niveau 
- 600 m NHN vorgesehen. Der Standort Haus A-
den mit Grubenwassereinleitung in die Lippe 
bleibt als singulärer Hebungsstandort im östli-
chen Ruhrrevier erhalten, da sich die möglichen 
untertägigen Verbindungen nach Westen in hö-
heren Niveaus (- 370 m NHN) befinden. 

Das Grubenwasserkonzept der RAG sieht weiter 
vor, dass die drei zentralen Wasserhaltungen an 
der Ruhr (Heinrich, Friedlicher Nachbar, Robert 
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Müser) weiter betrieben werden. Es sind parti-
elle Veränderungen, sowohl im Pumpniveau als 
auch bei den zu hebenden Mengen vorgesehen. 
Im Ergebnis sollen im Ruhrrevier sechs funktio-
nell und hydraulisch voneinander unabhängige 
Wasserprovinzen entstehen. 

Vom Sachverhalt des Grubenwasseranstiegs 
aus gesehen, unterscheidet sich die Situation im 
Ibbenbürenener Revier von der im Ruhrrevier. 
Die Wasserhaltung am Standort Ibbenbüren 
gliedert sich in das Ost- und das Westfeld. Im 
Westfeld ist das Grubenwasser bereits seit Jah-
ren bis auf + 65 m NN angestiegen und kann auf-
grund der topographischen Verhältnisse ohne 
Pumpbetrieb über den Dickenberger Stollen aus 
dem Bergwerk abfließen. Das Grubenwasser 
wird über den Stollenbach der Kläranlage Gra-

venhorst zugeleitet, dort enteisent und in die Ib-
benbürener Aa eingeleitet. Im Ostfeld hat der 
Grubenwasseranstieg noch nicht begonnen. 
Das Grubenwasser soll auf + 63 m NN ansteigen 
und dann in freier Vorflut durch einen Gruben-
wasserkanal über eine Kläranlage ebenfalls in 
die Ibbenbürener Aa eingeleitet werden.  

Wasserprovinz Wasserhaltungsstandort 

West Walsum 

Mitte Lohberg  

Ost Haus Aden 

Ruhr 
Robert Müser, Friedlicher 
Nachbar, Heinrich 

Ibbenbüren Ibbenbüren 

2 Übergeordnete Projektziele 

Spätestens seit der Vorlage des Grubenwasser-
konzepts hat sich eine breite öffentliche Diskus-
sion um den Grubenwasseranstieg, die Kontrol-
lierbarkeit und die möglichen Auswirkungen ent-
wickelt. Hierauf setzen die folgenden übergeord-
neten Projektziele auf: 

• Validierung der Grundannahmen, 

• Steuerung des Vorhabens, 

• Information der (Fach-)Öffentlichkeit,  

• Transparenz der Verfahren und 

• Steigerung der Akzeptanz. 

Aus den möglichen Auswirkungen des Gruben-
wasseranstiegs ergeben sich die zu beachten-
den Schutzziele, die den Rahmen zur Einord-
nung des integralen Monitorings bilden: 

• Verunreinigung von nutzbaren Trinkwasser-
vorkommen, 

• diffuse Ausgasungen (insbesondere von Me-
than) an der Tagesoberfläche, 

• Hebungen der Tagesoberfläche, welche zu 
Schäden von „einigem Gewicht“ i. S. d. „Mo-
ers-Kapellen-Urteils“ führen können, 

• grubenwasseranstiegsbedingte Erderschüt-
terungen, welche zu Schäden von „einigem 
Gewicht“ i. S. d. „Moers-Kapellen-Urteils“ füh-
ren können, 

• Eintritt von Tagesbrüchen durch Füllsäu-
lenabgänge bei nicht dauerstandsicher ver-
füllten Schächten und 

• Entstehung von Vernässungen (nur Ibbenbü-
ren). 

3 Projektbeschreibung 

Als Monitoring wird das systematische Pro-
gramm zur räumlichen Beobachtung, Kontrolle 

und Bewertung solcher Größen im Einflussbe-
reich des Grubenwasseranstiegs bezeichnet, 
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welche für das Erkennen und Vermeiden von Ri-
siken für Mensch und Umwelt von Bedeutung 
sind. Die Ziele, deren Einhaltung und Erreichung 
im Monitoring überwacht werden sollen, werden 
aus den verschiedenen wasserrechtlichen und 
bergrechtlichen Genehmigungen abgeleitet. Im 
Sinne eines Frühwarnsystems sollen im Rah-
men des umschriebenen Monitorings gegebe-
nenfalls ungewollte Entwicklungen erkannt und 
Risiken vermindert werden. Wichtige Aufgaben 
des Monitorings sind:  

• die Quantifizierung bzw. Konkretisierung der 
in den einzelnen Genehmigungen enthalte-
nen Ziele,  

• die Prüfung der Einhaltung der (quantifizier-
ten bzw. konkretisierten) Ziele,  

• die frühzeitige Erkennung bzw. kurzfristige 
Prognose gegebenenfalls auftretender Ziel-
abweichungen,  

• die Erstellung zeitnaher und nachvollziehba-
rer Informationen über die aktuelle Entwick-
lung im Einzelnen und im Gesamtzusammen-
hang und 

• die Veranlassung von (Gegen-)Maßnahmen 
bei Zielabweichungen.  

Vor dem Hintergrund der verschiedenen thema-
tischen Inhalte (Grubenwasser, Ausgasung, Bo-
denbewegung), der unterschiedlichen genehmi-
gungsrechtlichen Verfahren (Bergrecht, Wasser-
recht, UVP) und mehrerer betroffener Regionen 
(Hebestandorte, Wasserprovinzen, Flüsse) ist 
hier ein integraler Ansatz für das Monitoring zu 
wählen. Die Gliederung des integralen Monito-
rings erfolgt dann z. B. gemäß den betroffenen 
Umweltbereichen. Ein integrales Monitoring ist 
erforderlich, weil der Grubenwasseranstieg in ei-
nem dicht besiedelten Raum stattfindet und mit 
Risiken für verschiedene Schutzgüter verbun-
den sein kann. 

Das Monitoring beinhaltet vier Grundelemente:  

1. Informationsbedarf der Entscheidungs-
träger/Ziele 
Durch umfängliche Unterlagenverteilung an 
alle Beteiligten werden transparent alle zu-
gehörigen Informationen kommuniziert 

und darauf aufsetzend Beobachtungs-
netze, Parameter, Messverfahren, Mess-
netze, Auswertemethoden etc. konzipiert. 

2. Wirkungsbasierte Indikatoren 
Diese erlauben eine eindeutige Beurteilung 
und Steuerung des Prozesses. 

3. Bewertungssystem 
Dieses ermöglicht eine nachvollziehbare, 
schnelle und eingängige Vermittlung der 
konkret beobachteten Entwicklungen und 
der daraus abgeleiteten Bewertungen  
(z. B. anhand eines Ampelsystems). 

4. Handlungsoptionen 
Hier handelt es sich um erprobte und defi-
nierte Handlungen, die geeignet sind, die 
beobachteten Entwicklungen anhand eines 
Maßnahmenkatalogs zu steuern. 

Weitere Hinweise zum Inhalt des Monitorings 
können auch den Empfehlungen aus dem Gut-
achten zur Prüfung möglicher Umweltauswirkun-
gen des Einsatzes von Abfall- und Reststoffen 
zur Bruch-Hohlraumverfüllung in Steinkohlen-
bergwerken in Nordrhein-Westfalen, Teil 1 (April 
2017) und Teil 2 (September 2018), dem soge-
nannten Landesgutachten entnommen werden 
(www.umweltauswirkungen-utv.de). 

In aktuellen Zulassungen von Abschlussbe-
triebsplänen sowie in wasserrechtlichen Erlaub-
nissen zum Heben und Einleiten von Gruben-
wasser sind für die einzelnen Bergwerke bzw. 
Wasserhaltungen bereits eine Reihe von Moni-
toringmaßnahmen festgeschrieben. Hierauf 
setzt das integrale Monitoring auf, das sich von 
der singulären Überwachung der einzelnen 
Bergwerke bzw. heutiger Wasserhaltungen löst 
und so letztendlich alle künftigen Wasserhal-
tungsprovinzen übergreifend in den Blick nimmt. 
Ebenso können gegebenenfalls vorhandene 
Strukturen weiterentwickelt werden. 

Die bereits im Zuge der Abschlussbetriebsplan-
zulassungen für einzelne Bereiche sowie in was-
serrechtlichen Bescheiden festgelegten Über-
wachungsmaßnahmen sollen dabei sachgerecht 
in einem integralen Ansatz in das Monitoringkon-
zept des finalen Grubenwasseranstiegs einbe-
zogen bzw. eingepasst werden. 
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4 Rechtlicher Rahmen  

Für einzelne Bergwerke sind Abschlussbetriebs-
pläne bestandskräftig und umfassend zugelas-
sen worden. Die geplante Veränderung des 
Wasserhaltungssystems ist Gegenstand berg-
rechtlicher Abschlussbetriebspläne und wasser-
rechtlicher Erlaubnisse gegebenenfalls mit Um-
weltverträglichkeitsprüfungen. 

Bergrechtliche Abschlussbetriebspläne 

Nach § 53 Abs. 1 Satz 1 des Bundesberggeset-
zes (BBergG) ist für die Einstellung eines Berg-
werksbetriebes ein Abschlussbetriebsplan auf-
zustellen. Dabei handelt es sich um das verfah-
rensrechtliche Instrument zur Vorbereitung der 
Beendigung der Bergaufsicht. Der Abschlussbe-
triebsplan soll den vollständigen Zeitraum zwi-
schen der Einstellung der Kohleförderung und 
dem Ende der Bergaufsicht abdecken und Prob-
leme, die sich aus der Einstellung des Betriebes 
ergeben, grundsätzlich abschließend lösen. Da-
bei ist es zulässig und gängige Praxis Ab-
schlussbetriebspläne zuzulassen, die auf wei-
tere, jeweils zulassungsbedürftige Ergänzungen 
zum Abschlussbetriebsplan angelegt sind. Die 
Thematik des Grubenwasseranstiegs in einem 
oder mehreren, gestuft durchgeführten Ab-
schlussbetriebsplanverfahren wird somit schritt-
weise abgearbeitet. Die Zulassung eines Ab-
schlussbetriebsplans gibt regelmäßig bestimmte 
Maßnahmen frei. Es muss deshalb sichergestellt 
werden, dass mit der jeweiligen Zulassung keine 
Maßnahmen erlaubt werden, in deren Folge wei-
tere Abschlussmaßnahmen notwendig werden 
können, deren Zulassungsfähigkeit noch nicht 
absehbar ist. 

Im Abschlussbetriebsplanverfahren ist auch zu 
klären, ob und gegebenenfalls zu welchen Um-
weltfolgen der Wiederanstieg des Grubenwas-
sers führt; nicht zuletzt ist zu prüfen, ob nach Be-
endigung des Grubenwasseranstiegs das Gru-
benwasser in der dann eingestellten Teufe ge-
hoben und ordnungsgemäß in die Gewässer 
Rhein, Ruhr und Lippe respektive Hörsteler Aa 
eingeleitet werden kann. 

Soweit Wasserhaltungen, die ursprünglich auch 
für diese Bergwerke auf der Grundlage zugelas-
sener Hauptbetriebspläne eingerichtet worden 
sind, weiterbetrieben werden müssen, sind de-
ren Hauptbetriebspläne nach Einstellung der 
Gewinnung zum Ende des Jahres 2018 in Ab-
schlussbetriebspläne überführt worden.  

Die Übertragbarkeit der Aussagen aus den vor-
liegenden Landesgutachten auf die einzelnen 
Bergwerke ist jeweils in den Abschlussbetriebs-
planverfahren gutachterlich zu prüfen. 

Wasserrechtliche Erlaubnisse 

Ob und inwieweit im Zusammenhang mit der ge-
planten Änderung des Wasserhaltungssystems 
wasserrechtliche Erlaubnisse erforderlich wer-
den und welche materiellrechtlichen Anforderun-
gen sich zum Schutz des Grundwassers bzw. 
der Oberflächengewässer hinsichtlich der Er-
laubnisfähigkeit solcher Benutzungstatbestände 
stellen, kann letztlich erst auf der Grundlage 
prüffähiger Unterlagen verbindlich entschieden 
werden. Eine Wasserhaltung auf einem be-
stimmten Höhenniveau erfüllt den Tatbestand ei-
ner echten Gewässerbenutzung im Sinne von § 
9 Abs. 1 Nr. 5 WHG, weil sie ein Zutageleiten 
und Ableiten von Grundwasser erforderlich 
macht. Zusätzlich liegt in der erforderlichen Ein-
leitung des gehobenen Grubenwassers in ein 
Oberflächengewässer eine Gewässerbenutzung 
nach § 9 Absatz 1 Nr. 4 WHG vor. Der entspre-
chende wasserrechtliche Erlaubnisantrag muss 
deshalb rechtzeitig vor Beginn der Entnahme 
und Einleitung in ein Oberflächengewässer ein-
gereicht werden.  

Für derartige Gewässerbenutzungen im Rah-
men der Grubenwasserhaltung sind auch bisher 
wasserrechtliche Erlaubnisse erteilt worden, die 
gegebenenfalls nach Ablauf ihrer Befristungen 
neu erteilt werden müssen. Außerdem bedarf es 
neuer wasserrechtlicher Erlaubnisse, wenn auf 
Grund erhöhten Wassermengenzuflusses an ei-
nem Hebestandort dort die bislang genehmigten 
Entnahmemengen überschritten werden. 
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Umweltverträglichkeitsprüfung 

UVP-pflichtig ist gemäß Nr. 13.3.1 der Anlage 1 
des UVPG das Entnehmen, Zutagefördern oder 
Zutageleiten von Grundwasser mit einem jährli-
chen Volumen von 10.000.000 m3 oder mehr. 
Sofern an den verbleibenden Wasserhaltungs-
standorten das vorgenannte Wasservolumen 
überschritten wird, ist deshalb insoweit im Rah-
men der wasserrechtlichen Zulassungsverfah-
ren über die Einleitung - die das Zutagefördern 
bzw. -leiten voraussetzt - eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung durchzuführen. Für das Entneh-
men, Zutagefördern oder Zutageleiten von 
Grundwasser mit einem geringeren jährlichen 
Volumen ist nach den Maßgaben der Nr. 13.3.2 
(100.000 m3 bis weniger als 10.000.000 m3 jähr-
lich) und Nr. 13.3.3 der Anlage 1 des UVPG 
(5000 m3 bis weniger als 100.000 m3 jährlich, 
wenn durch die Gewässerbenutzung erhebliche 
nachteilige Auswirkungen auf grundwasserab-
hängige Ökosysteme zu erwarten sind) eine all-
gemeine Vorprüfung im Sinne von § 7 Abs. 1 
UVPG bzw. eine standortbezogene Vorprüfung 
im Sinne von § 7 Abs. 2 UVPG erforderlich. Ab-
hängig von dem Ergebnis dieser Vorprüfungen 
kann sich auch daraus die Notwendigkeit einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung ergeben. 

Für die Feststellung der UVP-Pflicht (also das 
„Ob" einer UVP) sind die gesetzlich in Anlage 1 
des UVPG geregelten Mengenschwellen aus-
schlaggebend. Belastungen des zu hebenden 
und einzuleitenden Grubenwassers spielen nur 
im Rahmen der Vorprüfung eine Rolle, wenn zu 
prüfen ist, ob das Vorhaben erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen haben kann. Für das 
hier zu betrachtende Heben und Einleiten von 
Grubenwässern wäre in einer UVP im bergrecht-
lichen Verfahren nicht mehr zu betrachten als in 
einer UVP im wasserrechtlichen Verfahren, da 
sich in beiden Fällen die Prüfung der Umwelt-
auswirkungen auf den in Anlage 1 UVPG ge-
nannten Sachverhalt konzentriert (hier Entneh-
men und Zutagefördern von Grundwasser). Das 
die UVP-Pflicht auslösende wasserwirtschaftli-
che Vorhaben bestimmt den Untersuchungsum-
fang der UVP. Belange, die im Trägerverfahren 
nicht maßgebend für die Zulassungsentschei-
dung sind, werden auch im Rahmen der UVP 
nicht untersucht. Bergtechnische Aspekte wie u. 
a. Erderschütterungen, Ausgasungen, Hebun-
gen oder die Sicherheit alter Schächte werden 
daher nicht im wasserrechtlichen Verfahren be-
trachtet. Diese Wirkfaktoren werden im berg-
rechtlichen Abschlussbetriebsplanverfahren ge-
prüft. 

5 Themenfelder 

Abgrenzung Themen Berg-/Wasserrecht 

Abschlussbetriebsplan Wasserrechtliche Erlaubnis/UVP 

Sicherheit und Ablauf der Rückzugsarbei-
ten unter Tage 

Prognose und Monitoring der Qualität des einzuleiten-
den Grubenwassers 

Schäden von „einigem Gewicht“ i. S. d. 
„Moers-Kapellen-Urteils“  

Forderung von Überwachungswerten an der Einleit-
stelle, gegebenenfalls Behandlungsanlage 

Ausgasungen Einhaltung der Bewirtschaftungsziele für die aufneh-
menden Oberflächengewässer 

Prognose und Monitoring der Gruben-
wasserqualität/-pegelstände 

Umweltverträglichkeit bezüglich Schutzgebieten am 
Oberflächengewässer unterhalb der Einleitstelle 

Grundwasserflurabstände, Abstand Gru-
benwasserpegel zu nutzbaren Grund-
wasserhorizonten (Trinkwasserschutz) 

Auswirkungen auf den Grundwasserkörper im Bereich 
des aufnehmenden Oberflächengewässers 
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Aus dem oben dargestellten rechtlichen Rah-
men, lassen sich in den berg- und wasserrecht-
lichen Verfahren Themenfelder abgrenzen. 

Für eine Bearbeitung in einem Monitoringpro- 

zess bietet es sich an, diese Themen sachlich zu 
gliedern und zu konkretisieren. Daraus ergeben 
sich im ersten Ansatz die drei Themenfelder 
Ausgasung, Wasser und Bodenbewegung. 

Thematische Abgrenzung im Monitoring 

Ausgasung Wasser Bodenbewegung 

Migration/Freisetzung von Gru-
bengas (Methan) 

Entwicklung des Grubenwasser-
pegels 

Hebungen der Tagesoberfläche 

Migration/Freisetzung sonstiger 
Gase 

Grubenwasserqualität und  
-mengen im Vergleich zur ABP-
Prognose 

Erderschütterungen 

 Grubenwasserqualität und  
-mengen betreffend Einleitungen 
in die Vorflut (Auswirkungen auf 
die Vorflut, Einhaltung der Bewirt-
schaftungsziele) 

Unstetigkeiten an der Tages-
oberfläche 

 Umweltverträglichkeit bezüglich 
Schutzgebieten am Oberflächen-
gewässer unterhalb der Einleit-
stelle 

Tagesbrüche durch Füllsäu-
lenabgänge bei nicht dauer-
standsicher verfüllten Schächten 

 Auswirkungen auf den Grund-
wasserkörper im Bereich des auf-
nehmenden Oberflächengewäs-
sers 

 

 Abstand Grubenwasserpegel zu 
nutzbaren Grundwasserhorizon-
ten 

 

 Einfluss auf Brunnenanlagen  

 Mengenmäßige und chemische 
Auswirkungen auf das Grund-
wasser einschließlich der tiefen 
Grundwasserleiter 

 

 Auswirkungen auf Flurabstände  

6 Projektorganisation 

Als Beteiligte am Monitoring kommen neben der 
Abteilung Bergbau und Energie in NRW der Be-
zirksregierung Arnsberg als zuständige Geneh-

migungs- und Aufsichtsbehörde und den fach-
aufsichtlich zuständigen Ministerien (MWIDE als 
oberste Bergbehörde und MULNV als oberste 
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Wasser- und Naturschutzbehörde) der Geologi-
sche Dienst NRW, das Landesamt für Natur, 
Umwelt und Verbraucherschutz NRW, die RAG 
als Unternehmer, die lokal zuständigen Bezirks-
regierungen, die Bezirksregierung Köln, Abt. 7 
Geobasis NRW, die betroffenen Kommunen, die 
Umweltschutzbehörden (Kreise und kreisfreie 
Städte), der RVR, Wasserversorger, Wasserver-
bände, die Landwirtschaftskammer NRW, Natur-

schutzverbände, Interessenvertreter Bergbau-
betroffener und Bergbau-Altgesellschaften in 
Frage. 

So wird sichergestellt, dass der Monitoringpro-
zess eine weitreichende Beteiligung erhält sowie 
Mitwirkungsmöglichkeiten eröffnet werden und 
dadurch zu den Inhalten und Ergebnissen eine 
große Transparenz erzeugt wird. 

Monitoring des Grubenwasseranstiegs im Steinkohlenbergbau
in Nordrhein-Westfalen

Landesweite Entscheidungsgruppe
Abstimmung und Entscheidung

Regionale Arbeitsgruppen
(operative Umsetzung der Konzepte)

West
Walsum

Mitte
Lohberg

Ost
Haus Aden

Ruhr
Heinr., FN, RM

Ibbenbüren
West-/Ostfeld

Geschäftsführende
Leitung (extern)

Mögliche Teilnehmer:
MWIDE
MULNV
BRA
GD
LANUV
BRen Ms, D, Ar, RVR
BDEW LV
Wasserversorger
Wasserverbände
Landesbüro Naturschutzverbände
Interessenvertret. Bergbaubetroffener 
RAG AG
Landwirtschaftskammer NRW
Landkreistag
Städtetag

Mögliche Teilnehmer:
BR, Kreis, kreisfreie Stadt, Kommune, örtl. Naturschutz, Regionale LWK, Interessenvertr. Bergbaubetroffener, 

Bergbehörde, RAG AG, Bergbau-Altgesellschaften, themenbezogen ggfs. LANUV und/oder GD

Thematische Konzeptgruppen
(temporär)

Ausgasung
.....

Wasser
.....

Bodenbewegung
.....

 

 

Die Organisationsstruktur für das Projekt besteht 
aus der landesweiten Monitoringentscheidungs-
gruppe sowie drei thematischen Konzeptgrup-
pen sowie fünf regionalen Arbeitsgruppen. Für 
spezielle Themen oder Fragestellungen können 
temporäre Ad-hoc Arbeitsgruppen eingerichtet 
werden. 

Die Entscheidungsgruppe ist das Entschei-
dungsgremium des integralen Monitorings. Sie 
bewertet und entscheidet über aufbau- und ab-
lauforganisatorische Fragen (planerisch-organi-
satorisch) sowie über laufende Monitoringergeb-
nisse (sachlich inhaltliche Grundlagen) und die 
daraus zu ziehenden Schlussfolgerungen für 
das Monitoring. Die in der Entscheidungsgruppe 
getroffenen Vereinbarungen und Ergebnisse 

werden in einem Projekthandbuch dokumentiert. 
Die Entscheidungsgruppe trifft ihre Entscheidun-
gen in der Regel auf Basis von Vorschlägen aus 
den Konzeptgruppen und den regionalen Ar-
beitsgruppen. Die Entscheidungsgruppe tagt zu-
nächst halbjährlich oder nach Bedarf; Mitglieder 
sind Vertreter der am Monitoring mitwirkenden 
Organisationen. 

Entsprechend den zu bearbeitenden Arbeitsfel-
dern werden aus dem Teilnehmerkreis der Ent-
scheidungsgruppe heraus Konzeptgruppen 
eingerichtet, die die methodischen Grundlagen 
zur Durchführung der einzelnen Untersuchun-
gen und zur Auswertung der Ergebnisse erarbei-
ten, auf der Basis dann in regionalen Arbeits-
gruppen das Monitoring durchgeführt wird. 
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Grundsätzlich müssen in den Konzeptgruppen 
die jeweiligen Informationsbedürfnisse, Daten-
anforderungen und Ziele ermittelt werden. Die 
Grundsätze für das Monitoring und die wissen-
schaftlichen Grundlagen sind hier zu erarbeiten 
und im Projekthandbuch zu dokumentieren. Die 
Ergebnisse der regionalen Arbeitsgruppen sind 
zusammenzufassen und zu bewerten. In der 
Startphase des Monitorings sollen folgende drei 
Konzeptgruppen eingerichtet werden: 

• Ausgasung 

• Wasser 

• Bodenbewegung 

Der Sitzungsrhythmus der verschiedenen Kon-
zeptgruppen wird von diesen selbst festgelegt. 
In der Anfangsphase werden voraussichtlich drei 
Sitzungen im Jahr durchzuführen sein. 

Teilnehmer an den Konzeptgruppen 

Ausgasung 

Koordination: Geschäftsbereich MWIDE 

Wasser  

Koordination: Geschäftsbereich 
MULNV/MWIDE 

Bodenbewegung  

Koordination: Geschäftsbereich MWIDE 

MWIDE MWIDE MWIDE 

Bergbehörde MULNV Bergbehörde 

GD NRW Bergbehörde GD NRW 

RAG AG GD NRW RAG AG 

BUND NRW e. V. LANUV Sonderges. Wasserverbände 

Interessenv. Bergbaubetroffener RAG AG Landwirtschaftskammer NRW 

Landwirtschaftskammer NRW OWB/ggf. Landkreistag/Städtetag Interessenvertretungen Bergbau-
betroffener 

Städte Essen, Gelsenkirchen, 
Dortmund 

Sonderges. Wasserverbände BR Köln, Geobasis.NRW 

 Landesbüro der Naturschutzver-
bände, BUND NRW e. V. 

BUND NRW e. V. 

 Interessenv. Bergbaubetroffener BDEW NRW 

 BDEW NRW, AGW/AWWR Kreise Unna, Wesel 

 Landwirtschaftskammer NRW Städte Essen, Gelsenkirchen, 
Dortmund, Bochum, Duisburg 

 BR Ms, D, Ar  

 

Die regionalen Arbeitsgruppen orientieren 
sich an den verbleibenden Wasserprovinzen 
West, Mitte, Ost, Ruhr und Ibbenbüren. Ihnen 
obliegt die operative Umsetzung der in den Kon-
zeptgruppen erarbeiteten methodischen Grund-
lagen. Mögliche Teilnehmer sind die Bergbe-
hörde, die lokal zuständigen Bezirksregierun-
gen, die Kreise und kreisfreien Städte, die Kom-
munen, der örtliche Naturschutz, die regionalen 

LWK, die Interessenvertretungen der Bergbau-
betroffenen, die Bergbau-Altgesellschaften und 
die RAG. Je nach regionaler Besonderheit kön-
nen noch weitere Institutionen teilnehmen. Die 
regionalen Arbeitsgruppen werden je nach aktu-
eller Anforderung ihre Arbeit aufnehmen und 
etwa zweimal pro Jahr tagen. 
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7 Externe Koordination 

Das Ingenieurbüro Heitfeld-Schetelig GmbH, 
welches über einschlägige Erfahrungen in der 
Entwicklung und Steuerung von integralen Moni-
toringprozessen verfügt, unterstützt die Koordi-
nation des Monitorings. Zu den Aufgaben gehö-
ren das übergreifende Projektmanagement, die 

Vor- und Nachbereitung aller Sitzungen und das 
Erstellen und Führen des Projekthandbuches. 
Die Entwicklung, der Betrieb und die Pflege ei-
nes Projektinformationssystems zählen eben-
falls zu den Aufgaben. 

8 Berichtswesen 

Alle Monitoringdokumente werden in einem Be-
richtswesen dargestellt und dokumentiert. Ne-
ben dem Projekthandbuch, das einer ständigen 
Fortschreibung unterliegt, gibt es für das lau-
fende Monitoring folgende Dokumente: 

• Protokolle der Entscheidungsgruppensitzung 

• Protokolle der Konzeptgruppen und der regi-
onalen Arbeitsgruppen 

• Jahresberichte 

9 Projekthandbuch 

Auf Basis der nachfolgenden Grobgliederung 
wird eine erste ausführliche Ausgabe eines Pro-
jekthandbuchs erstellt, in dem das oben skiz-
zierte Monitoring für den Grubenwasseranstieg 
konkretisiert wird. Im laufenden Monitoringpro-
zess wird das Projekthandbuch ständig unter 
Mitwirkung aller Beteiligten fortgeschrieben und 
so der Prozesscharakter des Monitorings doku-
mentiert. Die Methoden in den Arbeitsfeldern 
werden ausführlich im Projekthandbuch darge-
legt.  

 

 

 

 

 

 

1. Zweck des Projekthandbuches 

2. Projektbeschreibung 

3. Projektorganisation 

3.1. Organisationsstruktur 

3.2. Beteiligte und Aufgaben 

3.3. Entscheidungsstrukturen und Arbeitsweise 

4. Inhaltliche Projektgliederung/Projektstruktur 

4.1. Inhaltliche Projektgliederung 

4.2. Fachliche Arbeitsfelder und deren Verknüp-

fung 

5. Arbeitsfeld Bewertung, Management und Ent-

scheidung 

6. Arbeitsfeld Wasser 

7. Arbeitsfeld Bodenbewegungen 

8. Arbeitsfeld Ausgasung 

9. Qualitätsmanagement und Berichtswesen/Pro-

jektdokumentation 

10. Informationsstruktur, Informationsfluss und Infor-

mationsbereitstellung 
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10 Daten und Datenhaltung 

Der Datenbereitstellung und Datenhaltung 
kommt in diesem Monitoring eine zentrale Be-
deutung zu. In den Konzeptgruppen sollten die 
Anforderungen definiert werden, welche Daten 
in den jeweiligen Arbeitsfeldern benötigt werden 
und wo diese (bereits) vorhanden sind. Anschlie-
ßend sollten die Datenanforderungen aus allen 
Konzeptgruppen zusammengetragen werden. 

Die integrale Datenhaltung und –verfügbarkeit 
soll in einer Ad-hoc Arbeitsgruppe weiter bespro-
chen und festgelegt werden. Hier werden auch 
Überlegungen angestellt, wie Daten in bereits 
vorhandene Informationssysteme (HygrisC, 
GDU o.ä.) einfließen können und wie eine ent-
sprechende Datenplattform aussehen könnte. 

11 Projektinformationssystem 

Die für die jeweiligen Arbeitsgruppen bedeutsa-
men Informationen wie z. B. Monitoringdaten, 
das Projekthandbuch, Berichte und Protokolle 
sollen in einem zentral ausgerichteten Projektin-

formationssystem eingestellt und gepflegt wer-
den. Der Zugriff auf diese Informationen ist über 
eine Website im Internet (z. T. mit spezieller Zu-
griffsberechtigung durch die Mitglieder der jewei-
ligen Arbeitsgruppen) vorzusehen.  

12 Weiteres Vorgehen 

Das in enger Abstimmung von MWIDE, MULNV, 
BRA erarbeitete Konzept für das integrale Moni-
toring wurde im Rahmen einer Auftaktveranstal-
tung am 21.01.2020 und auf Videokonferenzen 
am 29.05.2020 und 30.07.2020 den potentiellen 
Projektbeteiligten vorgestellt. Ziel der Auftaktver-
anstaltungen war es, die Ausgestaltung des be-
absichtigten integralen Monitorings und die Mit-
wirkungsmöglichkeiten vorzustellen und dazu 
die Auffassung der Projektbeteiligten zu erfah-
ren. 

Mit der 1. Sitzung der landesweiten Entschei-
dungsgruppe am 25.08.2020 wird sich das integ-
rale Monitoring für den Grubenwasseranstieg im 
Steinkohlenbergbau in Nordrhein-Westfalen 
konstituieren. Dort sollen die thematischen Kon-
zeptgruppen eingesetzt werden und der weitere 
Zeitplan vorgestellt werden.  

 

 


